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Bericht
aus dem Landtag FRAKTION

im Niedersächsischen Landtag

Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Wähler in Niedersachsen haben uns
am 27. Januar 2008 erneut das Vertrau-
en ausgesprochen und der CDU/FDP-
Koalition die Regierungsverantwortung
übertragen. Ein spannendes und arbeits-
reiches Jahr 2008 liegt fast hinter uns.
Zahlreiche Vorhaben der CDU-geführ-
ten Landesregierung sind auf den Weg
gebracht: der Nachtragshaushalt 2008
wurde verabschiedet, der Haushalt für
2009 nunmehr beschlossen. Allein in der
letzten Plenarsitzung dieses Jahres ha-
ben wir elf Gesetzesvorhaben verab-
schiedet, u. a. das Gesetz zur Errichtung
der Niedersächsischen Technischen
Hochschule, eine teilweise Ausweitung
des Modellkommunen-Gesetzes auf alle
Kommunen und Landkreise oder aber
den finanziellen und zeitlichen Ausgleich
der geleisteten Mehrarbeit von Lehrern.

Der Haushalt 2009 ist bereits auf künf-
tige Risiken in Zeiten einer sich abzeich-
nenden Finanz- und Wirtschaftskrise
ausgerichtet. Dank unserer konsequen-
ten Haushaltskonsolidierung seit 2003
sind wir auf die anstehenden Herausfor-
derungen vorbereitet. Zur Stärkung
Niedersachsens investieren wir alleine
rund 1,8 Mrd. Euro in 2009. Dieser Kurs
zwischen Konsolidierung und Investiti-
onen in Zukunft ist alternativlos.

Ihnen und Ihren Familien wünsche ich
nun ein besinnliches Weihnachtsfest und
für 2009 viel Gesundheit , Glück und Er-
folg.
Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen

+ + + Landeshaushalt 2009 + + + Landeshaushalt
David McAllist er:
„Landeshaushalt 2009 setzt
bewährte und konsequente
Haushaltspolitik v on
CDU und FDP fort“

Niedersachsen hat die niedrigste
Neuverschuldung seit 1963

In der Generaldebatte im Nieder-
sächsischen Landtag zum Landes-
haushalt 2009 hat der Vorsitzende
der CDU-Fraktion, David
McAllister, erklärt: „Die Landesre-
gierung und die Koalitions-
fraktionen von CDU und FDP set-
zen mit dem Haushalt 2009 ihren
bewährten und konsequenten Kurs
fort: weniger neue Schulden und
zugleich Investitionen in Bildung,
Wirtschaft, Infrastruktur und Si-
cherheit. Die Neuverschuldung
sinkt zum siebten Mal in Folge.

Mit 250 Millionen Euro machen wir
so wenig Schulden wie zuletzt 1963

und erreichen damit die nied-
rigste Kreditfinanzierungsquote
seit 1948. Das ist nachhaltig und
generationengerecht. Denn die
Schulden von heute sind die Zin-
sen und Zinseszinsen von mor-
gen, für die unsere Kinder und
Enkel aufkommen müssten. Ih-
nen würde damit jegliche Zu-
kunft verbaut. Nur wer die Neu-
verschuldung abbaut, schafft
dauerhaft neue Handlungsspiel-
räume für zukünftige Generati-
onen. Das ist unser Kurs, den wir
auch mit dem Haushalt 2009
halten!“

Lesen Sie weiter  auf der Seite 2
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Der Haushalt 2009 sieht Investitionen in wichtige Bereiche wie Bildung, Wir tschaft,
Infrastr uktur und Sicherheit vor:

• 43 Millionen Euro für den Aus-
bau der Kleinkinderbetreuung
um zusätzliche 11.000 neue
Plätze bis Ende 2009

•  19,9 Mio. Euro für insgesamt 500
zusätzliche Lehrerstellen in 2008 und
2009

• 7,5 Mio. Euro für den Erhalt von 400
eigentlich zu streichenden Lehrer-
stellen infolge sinkender Schüler-
zahlen
•      4,6 Mio. Euro für 250 zusätzliche
Ausbildungsplätze für Referendare
•  2 Mio. Euro zusätzlich für den wei-
teren Ausbau von Ganztagsschulen

• 14,3 Mio. Euro für die Hoch-
schulen wegen des doppelten
Abiturjahrgangs in 2011

• 133,3 Mio. Euro für den weiteren
Baufortschritt des JadeWeserPorts
in Wilhelmshaven
• 300 Mio. Euro bis 2010 für Inves-
titionen in die Seehäfen Cuxhaven,
Stade-Bützfleth und Emden
• 15 Mio. Euro für die Planung der
Y-Trasse
• 5 Mio. Euro für den Ausbau der
Schienenwege nichtbundeseig-
ener Eisenbahnen (EVB und OHE)

• 120 Mio. Euro jährlich für Investiti-
onen in Krankenhäuser bis 2012

• 30 Mio. Euro in 2009 und weite-
re 70 Mio. bis 2012 für Forschungs-
förderung an den Luftfahrt-
standorten Stade, Nordenham und
Varel
•      5 Mio. zur Gegenfinanzierung
des Bundesprogramms „Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur“

• 5 Mio. Euro zusätzlich und somit
insgesamt 60 Mio. Euro für
Landesstraßen und Radwege

•      15 Mio. Euro mehr für Perso-
nal- und Sachmittel der Polizei
• 71 zusätzliche Stellen für Ge-
richte und Staatsanwaltschaften
•      874 Stellenhebungen im Poli-
zei- und Justizdienst und in der
Steuerverwaltung

• 70 Mio. Euro für den
Küstenschutz

•  rund 1,9 Mio. Euro insgesamt für
das Obstbau-Versuchs- und
Beratungszentrum York in 2009
und 2010
•      1,8 Mio. Euro zusätzlich in 2009
bis 2011 für Umnutzung landwirt-
schaftlicher Hofanlagen

 Fotos: Picture-alliance

• 250.000 Euro mehr für die Unter-
haltungsverbände der Gewässer
II.Ordnung
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BL: In niedersächsischen Unter-
nehmen mehren sich die Anzei-
chen, dass die weltweite Finanz-
krise nun auch hier zu spüren ist.
Welchen Beitr ag leistet die CDU
geführ te Landesregierung zur
Stärkung der niedersächsischen
Wir tschaft?

Christian Wulff: Die Auftragsein-
gänge in der Wirtschaft zeigen
sehr deutlich, dass die Finanz-
marktkrise, die ihren Ursprung in
den USA genommen hat, auch die
Wirtschaft in Deutschland er-
reicht hat. Niedersächsische Un-
ternehmen agieren auf den Welt-
märkten. Deutschland und
Niedersachsen sind in die
Konjunkturzyklen der Weltwirt-
schaft eingebunden. Daher muss
auch mit einer deutlichen Eintrü-
bung der Konjunktur in Deutsch-
land und in Niedersachsen ge-
rechnet werden.

Die Landesregierung setzt sich
auf allen Ebenen dafür ein, die
niedersächsische Wirtschaft zu
stärken. Auf Bundesebene sind
die Vorschläge der nieder-
sächsischen Landesregierung zur
Belebung der Wirtschaft ange-
kommen und umgesetzt worden.
Das Programm „Beschäftigungs-
sicherung durch Wachstums-
stärkung“ trägt unsere Hand-
schrift. Jetzt werden unter ande-
rem der Handwerkerbonus ver-
doppelt und die Abschreibe-
möglichkeiten verbessert. Es wird
eine Befreiung von der Kfz-Steu-
er für emissionsarme Neuwagen
geben.

Das CO2-Gebäudesanierungspro-
gramm wird ausgeweitet. Mit
dem Programm soll in der Wirt-
schaft insgesamt ein Impuls von
50 Mrd. Euro in den Jahren 2009
und 2010 ausgelöst und bis zu 1

Interview mit Minist erpräsident Christian Wulff zur
Lage der Wir tschafts- und Finanzmärkte

Mio. Arbeitsplätze gesichert bzw.
geschaffen werden. Das von der
Bundesregierung verabschiedete
Maßnahmenpaket ist richtig. Es
sorgt für eine Verbesserung der
Kreditversorgung des Mittelstan-
des und ist mit einem Volumen
von insgesamt 12 Mrd. Euro in
2009/2010 dotiert. Die Mitte in
Deutschland wird davon profitie-
ren.

Das Programm wird Nieder-
sachsen rund 150 Mio. € im Jahr
kosten. Es ist sinnvoll investiertes
Geld. Damit werden Investitio-
nen in das schwierige Jahr 2009
vorgezogen. In Brüssel setzt sich
die Landesregierung für einen
Handel mit Emissionszertifikaten
ein, der die Bedürfnisse der
niedersächsischen Wirtschaft be-
rücksichtigt. In Brüssel wird auch
dafür gefochten, dass die von der
Europäischen Kommission an-
gedachten Regeln für den Um-
gang mit den CO2-Emissionen
von PKW nicht zur
unverkraftbaren Belastung für
die deutsche Autoindustrie wer-
den.

In Hannover sorgt die von mir ge-
führte Landesregierung dafür,
dass für unsere Wirtschaft trotz
der Finanzmarktkrise weiterhin
bezahlbares Geld zur Verfügung
steht. In der aktuellen Situation
muss es darum gehen, einen Kre-
dit- und Bürgschaftsrahmen für
kleine und mittlere Betriebe be-
reit zu halten.

Da gerade die kleinen und mitt-
leren Unternehmen derzeit er-
hebliche Probleme haben, bezahl-
bare Kredite zu erhalten, setzen
die Länder Niedersachsen und
Sachsen-Anhalt zusammen mit
der Nord/LB an diesem Punkt an.

Die Nord/LB wird ein mit Garanti-
en der Länder Niedersachen und
Sachsen-Anhalt versehenes Pro-
gramm zur Ausgabe von
besicherten Wertpapieren aufle-
gen, durch das sie auch zukünftig
in der Lage ist, ein verlässlicher
Partner für die Wirtschaft in
Niedersachsen und Sachsen-An-
halt zu sein. Im Landeshaushalt
2009 wird der Bürgschaftsrahmen
von 1,83 Mrd. Euro auf 2,1 Mrd.
Euro erhöht.

BL: Verschiedentlich werden zu-
sätzliche Investitionen zur
Ankurbelung der Konjunktur ge-
fordert . Was halten Sie von den
vorgeschlagenen Konsum-
gutscheinen?

Christian Wulff: Von Konsum-
gutscheinen halte ich nichts. Es er-
gibt keinen Sinn, heute Gutschei-
ne auszugeben, für deren Einlö-
sung neue Schulden aufgenommen
werden müssen, die neue Zins-
lasten auslösen und kommende
Generationen belasten.

Hier gibt es andere Wege. Wir alle
wollen, dass trotz des schwierigen
Umfeldes investiert und gekauft
werden kann. Wir dürfen aber nicht
in Hysterie verfallen. Wir sollten
uns in unserem Handeln von Be-
sonnenheit und Klarheit leiten las-
sen. Anders als in der
Weltwirtschaftskrise 1929 haben
die Staaten 2008 Handlungs-
fähigkeit bewiesen. Nun gilt es
genau zu beobachten, wie die

Lesen Sie weiter auf Seite 4
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anstoßenen Maßnahmen wirken.
Deutschland und Niedersachsen
sind für die Krise vorbereitet:

Der konjunkturelle Einbruch er-
reicht Deutschland und Nieder-
sachsen in einer Phase der gefes-
tigten Entwicklung: Gegenüber
dem Höchststand unter der Rot-
Grünen Regierungszeit ist die Zahl
der Arbeitslosen um deutlich über
zwei Millionen zurückgegangen.
Heute ist die Arbeitslosigkeit so
gering wie vor 16 Jahren.

Seit 2005 sind rund 1,5 Millionen
neue Arbeitsplätze entstanden.
Niedersachsen kann auf ein
Wirtschaftswachstum zurückbli-
cken, das seit 2005 stabil über der
2-Prozentmarke liegt. Damit liegt
Niedersachsen in der Riege der
wachstumsstärksten Länder. Im
mittelfristigen Vergleich von 2002
bis 2007 liegt Niedersachsen mit
8 % im Vergleich der Westländer
zusammen auf Platz 3. Mit einem
Plus von 2,6 % im ersten Halbjahr
wurde das höchste Halbjahres-
wachstum der ver-gangenen 10
Jahre erreicht. Es gilt also nicht in
Aktionismus oder Panik zu verfal-
len. Wir müssen die Krise nutzen,
um uns stark für die Zukunft zu
machen. Dies kann nur gelingen,
wenn wir uns in den richtigen Fel-
dern engagieren.

Wir müssen in Menschen bei Aus-,
Fort- und Weiterbildung und in un-
sere Infrastruktur investieren. Des-
halb investieren wir Milliarden in
frühkindliche Bildung, in unserer
Lehrer, in unsere Häfen und in den
Straßenausbau. Die deutsche Wirt-
schaft zeichnet sich seit langem
durch einen besonders hohen An-
teil von forschungs- und wissens-
intensiven Branchen aus. Um bei
Innovation und Wettbewerb weiter
mit vorn an der Spitze zu sein, brau-
chen wir immer mehr und höher
qualifizierte Fachkräfte. Das Wis-

sen der Fachkräfte ist unsere
größte Ressource.

Die Nachfrage nach diesen Ar-
beitskräften ist noch sehr hoch
und sie wird sich angesichts des
strukturellen und des demogra-
phischen Wandels in Zukunft
noch verstärken. Qualifizierte
Menschen sind in der globalen
Wissensgesellschaft der Schlüs-
sel für die Zukunftsfähigkeit ei-
nes Landes. Für Förder-
programme im Bereich der Wei-
terbildung stellt die Landesregie-
rung im Zeitraum von 2007 bis
2013 insgesamt rund 100 Mio.
Euro aus Landesmitteln und Mit-
teln des Europäischen Sozial-
fonds zur Verfügung. Mit einer
Qualifizierungsoffensive in Nie-
dersachsen wollen wir dem
Fachkräftemangel vorbeugen.

BL: Wenn wir jetzt schon in die
Zukunft schauen: was ist Ihrer
Ansicht nach notwendig, um
eine zweite Krise dieser Art im
Vorfeld zu verhindern?

Christian Wulff: Wir müssen eine
internationale Harmonisierung
der Bankenaufsicht schaffen. Wir
brauchen Mindeststandards für
die Bankenaufsicht in der EU und

Fortsetzung von Seite 3
eine Festlegung aufsichts-
rechtlicher Grundregeln in den
G8 Staaten unter Einbeziehung
des außerbilanziellen Geschäfts.
Für besonders wichtig halte ich
einen Ordnungsrahmen für
Ratingagenturen, der Transpa-
renz schafft. Wir müssen wissen,
was diese Unternehmen tun, wie
sie es tun und wie sie dafür ver-
gütet werden.

Darüber hinaus halte ich grund-
sätzliche Regelungen für die Ge-
schäftstätigkeiten von Hedge-
fonds für erforderlich. Die
Bankenaufsicht in Deutschland
ist gut. Allerdings muss es in der
Zukunft Klarheit geben in der
aufsichtrechtlichen Kompetenz-
verteilung zwischen der Bundes-
bank und der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungen. Wichtig
ist, dass wir einen Einblick be-
kommen in das, was selbst die
Fachleute nicht mehr überschaut
haben. Dies alles hatte ich
bereits Mitte 2007 gefordert.
Jetzt dürfen wir vor allem nicht
durch hemmungslose Verschul-
dung, Protektionismus oder
Subventionswettlauf die Grund-
lage für die nächste Krise legen.

 Foto: Picture-alliance
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Der Parlamen-
tarische Ge-
schäftsführer
der CDU-Frak-
tion Dr. Bernd
A l t h u s m a n n
hat vereinzelt
aufgekomme-

ne Kritik am Planungsverfahren
zum Umbau des Nieder-
sächsischen Landtags zurückge-
wiesen: „Alle Fraktionen haben
entschieden, dass eine Bau-
kommission den Landtagsumbau
vorbereitet. In dieser Kommissi-
on sitzen Vertreter aller Fraktio-
nen, des Landesrechnungshofs,
der Landespressekonferenz, des
Finanzministeriums und des
Denkmalschutzes. Daher ist ein
Höchstmaß an Transparenz in je-
dem Entscheidungs- und
Planungsschritt gewährleistet. So
ist sichergestellt, dass auch
weiterhin wie bisher jeder Aspekt
vom Denkmalschutz, über ener-
getische Fragen bis hin zur Wirt-
schaftlichkeit in die Entschei-

Dr. Bernd Althusmann: „Verfahren zum Landtagsbau gewährleistet ein Höchstmaß
an Transparenz“

dungsfindung einfließt. Zudem
wurde die Öffentlichkeit bisher
über jede Entscheidung unmit-
telbar und umfassend infor-
miert. So wird es auch bleiben.“

Die Baukommission hat am 20.
November eine wichtige Vorent-
scheidung zum Landtagsumbau
getroffen. Demnach sollen sich
die weiteren Planungen von ur-
sprünglich zehn Varianten auf
den Vorschlag „Standort 7: Ple-
narsaal und Hof“ konzentrieren.
Diese Variante sieht einen Ab-
bruch des alten Plenarbereiches
und einen Neubau auf dem Platz
der Göttinger Sieben vor. Der vo-
raussichtliche Kostenrahmen be-
trägt 45 Mio. Euro. Funktionale
und wirtschaftliche Aspekte wer-
den bei der Planung ebenso be-
rücksichtigt wie Energie- und
Medienkonzepte.

„Dieser Vorschlag findet die vol-
le Unterstützung der gesamten
CDU-Landtagsfraktion. In dieser

Der rot dargestellte Bereich kennzeichnet den möglichen Standort des neuen Plenarsaals. Er lässt Raum für
architektonische Vorschläge und ist keine Vorgabe zur endgültigen Lage und Gestaltung.

Frage stehen wir fest an der Seite
des Landtagspräsidenten Her-
mann Dinkla, um das Projekt ge-
meinsam umzusetzen und zu rea-
lisieren“, fügte der Parlamentari-
sche Geschäftsführer hinzu.

Dr. Bernd Althusmann rief die Grü-
nen-Fraktion dazu auf, dass weite-
re Verfahren konstruktiv zu beglei-
ten und ihre Vorschläge in der
Baukommission einzubringen.
„Vor über einem Jahr haben die
Grünen einen vollständigen Neu-
bau des Plenarsaals unter ökologi-
schen Gesichtspunkten gefordert.
Dieser Vorschlag soll nun umge-
setzt werden. Inzwischen sind die
Grünen dagegen. Das ist grüne
Logik. Sich stattdessen wie ein
schlechter Verlierer zu verhalten,
der seinen Willen nicht durchge-
setzt bekommen  hat, schadet dem
weiteren Verfahren. Die Grünen
sind aufgefordert, hier wieder kon-
struktiv mitzuarbeiten“, betonte
Dr. Bernd Althusmann abschlie-
ßend.
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Zur aktuellen Debat-
te über die Errich-
tung von Gesamt-
schulen als Ganz-
tagsschulen äußerte
sich Kultusmini-
sterin Elisabeth
Heister-Neumann

wie folgt:

„Die Landesregierung hat die Anzahl
der Ganztagsschulen in Nieder-
sachsen seit 2003 von 155 um 510
neue Ganztagsschulen auf 665 im
Schuljahr 2008 / 2009 erhöht. Von
diesen sind 361 vollständig mit
Lehrerstunden ausgestattet, 304
Ganztagsschulen erhalten einen be-
grenzten Ganztagszuschlag. Es ist
die Absicht der Landesregierung,
auch diese Schulen entsprechend
den Möglichkeiten des Landes-
haushalts schrittweise mit dem voll-
ständigen Ganztagszuschlag auszu-
statten. In diesem Verfahren werden
die Schulen mit der längsten Warte-
zeit zuerst die Vollausstattung er-
halten.
 
Keine Schule in Niedersachsen ist
automatisch eine Ganztagsschule.

Kult usministerin zur aktuellen Gesamtschuldebatt e
Elisabeth Heister-Neumann: „Wir behandeln alle Schulformen gleich“

Jede Schule, also auch jede neue Ge-
samtschule, kann einen Antrag bei
der Landesschulbehörde stellen, um
Ganztagsschule zu werden.  Dabei
behandeln wir alle Schulformen
gleich. Zum Beginn des Schuljahres
2009/2010 werden für alle allge-
meinbildenden Schulformen ein-
heitlich solche Anträge auf Errich-
tung einer Ganztagsschule geneh-
migungsfähig sein, mit denen eine
offene Ganztagsschule auf der
Grundlage der Nr. 8.2 des Ganztags-
erlasses beantragt wird. Das bedeu-
tet, dass diese Schulen eine ständi-
ge Kooperation mit Trägern der Ju-
gendhilfe oder anderen Kooper-
ationspartnern vereinbaren und auf
dieser Grundlage eine offene Ganz-
tagsschule errichten. Auch die in der
Zukunft zu genehmigenden Ganz-
tagsschulen sollen nach den Mög-
lichkeiten der Haushaltssituation
des Landes schrittweise mit
Personalressourcen versehen wer-
den.  Bei den zum Schuljahr 2007/
08 genehmigten Ganztagsschulen
war der Ablauf ebenso. Dennoch hat
das Land allen 126 neuen Ganztags-
schulen aber von Beginn an eine
Grundausstattung zur Verfügung
stellen können.“

 Foto: Picture-alliance
Kultusministerin Elisabeth Heister-Neumann: Keine Schulform wird benachteiligt

Die Landesregierung hat ein
Investitionsprogramm für Bau-
maßnahmen in Krankenhäusern
für 2009 in einem Volumen von
133,1 Millionen Euro beschlos-
sen.

* * *
Zum 1. Februar 2009 wird die
Zentrale Polizeidirektion nach
dem Modell des Landeskriminal-
amtes (Landesoberbehörde mit
einer Querschnittsabteilung und
mehreren Fachabteilungen) neu
gegliedert.

* * *
Der Staatsgerichtshof hat in ei-
nem Urteil den Verkauf der
Landeskrankenhäuser an einen
privaten Betreiber in wesentli-
chen Teilen für rechtmäßig er-
klärt. Allerdings muss der Staat
mit Blick auf Zwangsmaßnah-
men im Maßregelvollzug mehr
Einfluss auf die Auswahl von ge-
eigneten Pflegern privater Ge-
sellschaften haben. Die Landes-
regierung wird die schriftliche
Urteilsbegründung sorgfältig
auswerten und die notwendigen
rechtlichen und organisatori-
schen Änderungen zeitnah vor-
nehmen.

* * *

Politik ak tuell in Kürze:

Der Niedersächsische Landtag
hat das Nichtraucherschutz-
gesetz an die Vorgaben des
Bundesverfassungsgerucht ange-
passt. Ab dem 1. Januar 2009 ist
das Rauchen in den so genannten
Eckkneipen wieder erlaubt, wenn
sie die folgenden fünf Vorausset-
zungen erfüllen:
- Gastraumfläche von weniger als
75 Quadratmetern,
- keinen abgetrennten Neben-
raum,
- es werden keine zubereiteten
Speisen gereicht
- Personen unter 18 Jahren haben
keinen Zutritt und
- sie sind am Eingangsbereich
deutlich erkennbar als Raucher-
gaststätte gekennzeichnet
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Die CDU in Niedersachsen hat
für ihre Landtagswahlkampagne
„Zukunftsland Niedersachsen“
den Politikaward 2008 gewon-
nen.

Ministerpräsident Christian
Wulff, der Generalsekretär der
CDU in Niedersachsen, Ulf
Thiele,  sowie Prof. Coordt von
Mannstein, Chef der Agentur
von Mannstein, nahmen die be-
gehrte Trophäe beim Festakt am
4. Dezember 2008 in Berlin
entgegen. Die Niedersächsische
CDU setzte sich in der Katego-
rie „Kampagnen von politischen
Institutionen“ gegen Mitbewer-
ber aus ganz Deutschland klar
durch. Das Fachmagazin
„politik&kommunikation“ ver-
gibt jährlich den Politikaward
für herausragende Leistungen
politischer Kommunikation.

CDU in Niedersachsen gewinnt Politika ward 2008

„Erst der Wahlsieg im Januar
2008, jetzt diese Auszeichnung
für unsere erfolgreiche Kampag-
ne - wir haben die Menschen ein-
bezogen und gemeinsam über-
zeugt“, sagte Christian Wulff bei
der Preisverleihung. Ulf Thiele
betonte, er werte die Auszeich-
nung als Anerkennung für die
gesamte Mannschaft der CDU in
Niedersachsen. „Der Award ist
ein großes Lob für alle Wahl-
kämpfer der CDU in Nieder-
sachsen und vor allem für die vie-
len tausend Unterstützer, die un-
sere Kampagne getragen haben.
Wir sind stolz auf diesen Preis“,
so Ulf Thiele. Die mit der Agen-
tur von Mannstein aus Solingen
entwickelte Kampagne
„Zukunftsland Niedersachsen“
war gezielt auf den Spitzen-
kandidaten Christian Wulff zuge-
schnitten. Besonders die eigen-

ständige Mobilisierungskamp-
agne „Gemeinsam unser Land
bewegen“ mit rund 5000 aktiven
Unterstützern aus ganz Nieder-
sachsen, das große Multipicture,
in dem wie in einem Puzzle aus
vielen Einzelportraits der
Unterstützer ein Bild von
Christian Wulff entstand, das
Wahlkampflied „Zukunftsland
Niedersachsen“ sowie „Wulff-TV“
überzeugten die Jury. Bereits zum
zweiten Mal kann sich die CDU in
Niedersachsen über den ersten
Platz beim Politikaward freuen:
2003 gewann sie den Award mit
der sogenannten „Besser-Kampa-
gne“ im Landtagswahlkampf
2003. Der Landesvorsitzende der
CDU in Niedersachsen, David
McAllister, wurde zudem
ebenfalls im Jahr 2003 mit dem
Politikaward als „Nachwuchs-
politiker des Jahres“ ausgezeich-
net.
 

Beim Festakt im „TIPI“:  Prof. Coordt von Mannstein, Chef der Agentur von Mannstein (l.); Ministerpräsident Christian
Wulff  und der Generalsekretär der CDU in Niedersachsen Ulf Thiele  mit der begehrten Trophäe.
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Niedersachsens
Sozialministerin
Ross-Luttmann
startet einen
neuen Sonder-
fonds DabeiSein!
für benachteilig-
te Familien und

Kinder. Mechthild Ross-Luttmann
erklärte hierzu: „Kinder dürfen im
Alltag nicht durch Arbeitslosig-
keit der Eltern oder andere Not-
situationen benachteiligt oder
ausgegrenzt werden.

Kinder sollen alle Chancen auf
bestmögliche Entwicklung haben,
unabhängig von der sozialen Si-
tuation. Dazu gehört auch, dass
Kinder und Jugendliche am gesell-
schaftlichen Leben, zum Beispiel
in Vereinen, teilhaben können.
Das fördert soziale Integration
und Selbstbewusstsein!

Sozialminist erin Ross-Luttmann startet neuen Sonderfonds DabeiSein! für
benachteili gte Familien und Kinder
Mechthild Ross-Luttmann: „Alle Kinder sollen dabei sein!“

Deshalb weitet das Lan jetzt die
Förderung der Landesstiftung Fa-
milie in Not aus. Damit soll finan-
ziell schlechter gestellten Famili-
en und Kindern zielgenau gehol-
fen werden. Aus dem neuen
Sonderfonds DabeiSein! können
künftig Zuschüsse insbesondere
gewährt werden für

- Jugend- und Familienfreizeiten,
- Erholungsmaßnahmen,
- Kursgebühren für Musik- und
   Kunstschulen,
- Kurse der Volkshochschulen,
- Mitgliedsbeiträge für Sport- und
  Musikvereine,
- Nachhilfeunterricht,
- Klassenfahrten,
- Kita-Fahrten,
- Fahrtkosten für Oberstufen-
   schüler

Für den neuen Sonderfonds
DabeiSein! investiert die Lan-
desregierung langfristig zusätz-
lich 250.000 Euro pro Jahr. Die
Hilfen aus diesem Sonderfonds
sollen ab Januar 2009 über
Servicestellen beantragt wer-
den, wie z.B. Beratungsstellen
der Wohlfahrtsverbände oder
Kommunen, Familien- und
Kinderservicebüros, regionale
Verbände des Kinderschutz-
bundes und der Familien-
verbände sowie Institutionen
wie Schulen und Kindertages-
stätten.

Weitere Informationen zur Stif-
tung „Familie in Not“ stehen
unter
 www.ms.niedersachsen.de  un-
ter Themen > Stiftungen bereit.

Der Nieder-
sächsische Land-
tag hat mit den
Stimmen aller
Fraktionen den
Gesetzentwurf
der Landesre-
gierung zur Än-
derung des Nie-

dersächsischen Hafensicherheits-
gesetzes mit einigen Änderungen
beschlossen.

Hierzu erklärte der hafenpolitische
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion
Bernd-Carsten Hiebing: „Dieses Ge-
setz erfüllt die Vorgaben der euro-
päischen Richtlinie zur Erhöhung der
Gefahrenabwehr in den Häfen.
Dadurch kann das Land die richtigen
Rahmenbedingungen für einen
möglichst umfassenden Schutz rund

Bernd-Carsten Hiebing: „Neues Hafensicherheitsgesetz
bietet umfassenden Schutz für die Häfen in Niedersachsen“

 Foto: Picture-alliance

um die Häfen sowie für das
Seeverkehrsgewerbe und die Hafen-

wirtschaft in Niedersachsen
schaffen“.
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Zum Tag der
Menschen mit
Behinderungen
im Nieder-
s ä c h s i s c h e n
Landtag am
3.12.2008 erklär-
te die stellver-
tretende Vorsit-

zende für Soziales, Heidemarie
Mundlos: „Menschen mit Behin-
derungen in unserer Gesellschaft
müssen ohne besondere Er-
schwernisse die gleichen Chancen
zur Teilhabe am Leben haben.

Die CDU-Landtagsfraktion will
daher alle Lebensbereiche so ge-
staltet wissen, dass Menschen mit
Behinderungen ein selbst-
bestimmtes Leben ermöglicht

Heidemarie Mundlos: „Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmt es Leben ermöglichen“
CDU-Fraktion am Tag der Menschen mit Behinderungen mit eigenem Stand

wird. Daran werden wir weiter ar-
beiten.“

Ein wichtiger Baustein zur Ver-
wirklichung der Teilhaberechte
stelle das Gesetz zur Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinde-
rungen dar. Dieses Gesetz trage
seit dem 1. Januar 2008 dazu bei,
in Niedersachsen die Barriere-
freiheit auf allen Ebenen der Ge-
sellschaft zu verwirklichen, erklär-
te die CDU-Abgeordnete.

„Zudem haben wir mit dem seit
nun einem Jahr eingeführten
„Persönlichen Budget“ für mehr
Unabhängigkeit gesorgt und so
die Lebensqualität für Menschen
mit Behinderungen steigern kön-

nen“, erklärte Heidemarie
Mundlos. „All diese Maßnahmen
haben wir durch den konstrukti-
ven und regelmäßigen Dialog
mit Menschen mit Behinderun-
gen, mit den Behinderten-
verbänden und anderen Ge-
sprächspartnern gemeinsam auf
den Weg bringen können. Diese
vertrauensvolle Zusammenar-
beit wollen wir fortsetzen.“

Der Landtag hat
mit den Stimmen
der CDU und der
FDP ein neues
Landesvergabe-
gesetz beschlos-
sen, das auch zu-
künftig die schnel-

le, unbürokratische und faire Verga-
be öffentlicher Aufträge sicherstellt.

„Damit sorgen wir auch ab 2009
dafür, dass es klare Regeln bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge gibt
und nicht derjenige Bieter den Zu-
schlag erhält, der sich durch Lohn-
dumping unfaire Vorteile ver-
schafft“, sagte heute der CDU-
Wirtschaftspolitiker Karl-Heinz Bley
in der Debatte.  Eine Neufassung des
Gesetzes war einerseits notwendig,
da die jetzige gesetzliche Regelung
bis Ende 2008 befristet war.
Andererseits galt es, die Vorgaben
zu erfüllen, die der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) in seinem Urteil

Karl-Heinz Bley: „Neues Landesvergabegesetz sorgt für schnelle, unbürokratische
und faire Vergabe öffentlicher Aufträg e“

vom 3. April 2008 zum Landes-
vergabegesetz genannt hat. Danach
war die dort verankerte Tariftreue-
regelung nicht mit dem EU-Recht
vereinbar und daher aufzuheben.
„Das neue Landesvergabegesetz ist
nicht nur mit dem EU-Recht kompa-
tibel, sondern verbessert auch mit
verschiedenen Neuregelungen das
Vergabeverfahren“, so Karl-Heinz
Bley.

Für mehr Transparenz werde die zu-
sätzliche Ausschreibung eines öf-
fentlichen Auftrages in elektroni-
scher Form auf der nieder-
sächsischen Landesvergabeplatt-
form sorgen. Könne ein Bieter kei-
ne ordnungsgemäße Kalkulation für
ein auffallend niedriges Angebot
nachweisen, werde dieser zukünftig
automatisch vom Vergabeverfahren
ausgeschlossen. Das bis Ende 2008
gültige Landesvergabegesetz sehe
dafür noch ein Prüfungsverfahren
vor.

Der Wirtschaftsexperte der CDU-
Landtagsfraktion wies darauf hin,
dass der öffentliche Auftraggeber
neuerdings bei entsprechenden An-
haltspunkten zur Durchführung von
Kontrollen verpflichtet sei. Bisher
gelte lediglich ein Kontrollrecht des
öffentlichen Auftraggebers. „Mit ei-
ner Ausdehnung des Ausschlusses
von der öffentlichen Auftrags-
vergabe von einem auf bis zu drei
Jahre erhöhen wir zugleich die
Hemmschwelle für Unternehmen,
gegen das Gesetz zu verstoßen. Eine
Neuregelung der Niedersächsischen
Gemeindeordnung Anfang 2009 soll
zudem sicherstellen, dass auch die
Kommunen an die Einhaltung der
Verfahrensvorschriften bei der Aus-
schreibung von Bau-, Liefer- und
Dienstleistungen (VOB und VOL)
gebunden werden“, so Karl-Heinz
Bley abschließend.
Den Gesetzentwurf mit der Drucksachen-Nr.
16/600 finden Sie unter
www.landtag-niedersachsen.de
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Der 30. Tag der Niedersachsen wird
2010 an seinen Startort zurückkeh-
ren. Die Residenzstadt Celle wird
nach 1981 zum zweiten Mal dieses
Landesfest ausrichten. Das hat in
dieser Woche die Landesregierung
bekannt gegeben. Voraussichtlicher
Termin ist das Wochenende vom 18.
bis 20.6.2010. Im Jahr 2009 werden
die Feierlichkeiten in Hameln (19.
bis 21.6.) stattfinden.

***

Der Bundesrat hat am 5. Dezember
2009 dem Konjunkturpaket der Bun-
desregierung grünes Licht gegeben.
Die Bundesregierung wird in den
nächsten zwei Jahren zwei Milliar-
den Euro mehr als bisher geplant in
die Verkehrsinfrastruktur investie-
ren. Insgesamt stehen dann für Aus-
bau und Modernisierung von Schie-
nen, Straßen und Wasserwegen 22
Milliarden Euro zur Verfügung.
Davon profitiert auch Nieder-
sachsen: Der Bund will den Bau von
sechs Ortsumgehungen in Nieder-
sachsen mit insgesamt 55 Millionen
Euro fördern:

- B 3 Ortsumgehung Celle Südteil
- B 3 neu Ortsumgehung Neu
Wulmstorf
- B 27 Ortsumgehung Waake
- B 188 Ortsumgehung Danndorf-
Velpke
- B 210 Ortsumgehung Schortens
- B 442 Ortsumgehung
Eimbeckhausen

Finanziert werden auch der Ausbau
und die Elektrifizierung der Bahn-
strecke Oldenburg- Wilhelmshaven.

Politik ak tuell in Kürze:Niedersächsische Technische Hochschule (NTH) wird
zum 1. Januar 2009 errichtet
Jens Nacke:  „M it der NTH setzen wir einen weit eren Meilenstein in der
Hochschullandschaft“

 Foto: Picture-alliance

Der Nieder-
s ä c h s i s c h e
Landtag hat das
Gesetz zur Er-
richtung der
NTH im Dezem-
ber-Plenum ver-
abschiedet. Die

NTH wird zum 1. Januar 2009 ge-
gründet. „Damit haben wir einen
neuen Meilenstein in unserer
zukunftsorientierten Hochschul-
politik gesetzt, indem wir die wei-
tere Profilierung unserer differen-
zierten Hochschul- und Kultur-
landschaft vorantreiben.

Mit der Vernetzung der drei tech-
nischen Universitäten Hannover,
Braun-schweig und Clausthal in
der Forschung und Lehre zur NTH
wird Niedersachsen international
konkurrenzfähiger, innovations-
fähiger und technologisch leis-
tungsfähiger“, begrüßte der
wissenschaftspolitische Sprecher
der CDU-Landtagsfraktion das
Beratungsergebnis.

„Entscheidend ist nunmehr, dass
alle drei beteiligten Hochschulen
wie bisher auch die nächsten
Schritte gemeinsam gehen, damit
die NTH nicht den Vergleich zu
den technischen Universitäten
Aachen, Karlsruhe und der ETH
Zürich scheuen muss. Das heute
verabschiedete Gesetz legt dafür
die notwendige Basis.

Dank der konstruktiven Beglei-
tung in der parlamentarischen
Beratung durch die Technische
Universität Carolo-Wilhelmina zu
Braun-schweig, die Technische
Universität Clausthal und durch
die Leibniz Universität Hannover
haben wir heute mit der Verab-
schiedung des Gesetzes den
Startschuss geben können. Die
vielen Gespräche haben gezeigt,
dass es richtig war und ist, den
Wunsch der drei Hochschulen,
die NTH zu gründen, konsequent
umzusetzen“, so Jens Nacke ab-
schließend.

Ein Beispiel für die technologische Leistungsfähigkeit: Ein Supercomputer
an der Leibniz Universität Hannover
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Beim traditionellen Treffen von
ehemaligen und aktuellen Abge-
ordneten und Mitarbeitern der
CDU-Landtagsfraktion am 17.
11. dieses Jahres im alten Rat-
haus wurden wieder viele Erin-
nerungen und Neuigkeiten aus-
getauscht. Der CDU-Fraktions-

Ehemaligen-Abend der CDU-Landtagsfraktion

vorsitzende David McAllister
konnte über 180 Gäste begrü-
ßen, unter anderem auch den
ehemaligen Ministerpräsiden-
ten Ernst Albrecht. Gefeiert wur-
de bei guter Stimmung bis tief
in die Nacht hinein.

Versammelt um die Europafahne
im Büro von Landtagspräsident
Hermann Dinkla: der Fraktions-
arbeitskreis für Bundes- und
Europaangelegenheiten und Me-
dien (von rechts: Abg. Roland Rie-
se, Abg. Dr. Max Matthiesen, Prä-
sident Hermann Dinkla, Arbeits-

Besuch des AK Bundes- und Europaangelegenheiten und
Medien am 24.11.2008 beim Landtagspräsidenten

kreis-Vorsitzender Abg. Wilhelm
Hogrefe, Abg. Gudrun Pieper und
Abg. Otto Deppmeyer). In dem
Gespräch ging es darum, dass der
Landtag sich künftig noch inten-
siver mit EU-Vorlagen befassen
will, die für Niedersachsen von
besonderer Bedeutung sind.

Der Baufortschritt des Tiefwasser-
hafens JadeWeserPort in Wilhelms-
haven bleibt gewährleistet. Die Fer-
tigstellung kann zeitgerecht reali-
siert werden. Dank des Einsatzes der
Landesregierung hat die Europäi-
sche Union am 10.12.2008 die vom
Land Niedersachsen geplante Finan-
zierung genehmigt. Niedersachen
und die EU wollen den Bau des Tief-
wasserhafens mit 460 Millionen un-
terstützen.

***
Die Landesregierung, Vertreter der
niedersächsischen Wirtschaft und
der Deutsche Gewerkschaftsbund
haben am 8.12.2008 die „Nieder-
sachsen Allianz für Nachhaltigkeit
unterzeichnet“. Die gleichwertige
und gleichrangige soziale, ökonomi-
sche und ökologische Entwicklung
des Landes soll verbessert und die
Wirtschaft durch mehr Eigen-
verantwortung und attraktive
Rahmenbedingungen gestärkt wer-
den. Im Mittelpunkt stehen dabei
unter anderem ein weiterer Büro-
kratieabbau, verbesserte Arbeits-
qualität und ein betrieblicher Um-
weltschutz. Nach einer Laufzeit von
fünf Jahren werden die Erfahrungen
in einem Abschlussbericht zusam-
mengefasst.

***
Der Landtag hat am 10.12.2008 mit
den Stimmen der Koalitions-
fraktionen von CDU und FDP Teile
des Modellkommunen-Gesetzes auf
alle Kommunen und Landkreise in
Niedersachsen ausgeweitet. Ab dem
01.01.2009 sind das Spielplatzgesetz
und die Teilungsgenehmigung in der
Niedersächsischen Bauordnung auf-
gehoben. Zudem entfällt die
kommunalaufsichtliche Genehmi-
gung beim Verzicht von Ausschrei-
bungen. Baulasterklärungen können
dann auch von den Gemeinden be-
glaubigt werden. Die landesweite
Umsetzung der anderen Regelun-
gen des Modellkommunen-Geset-
zes wird im Sommer 2009 geprüft
und beraten.

Politik ak tuell in Kürze:
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I M P R E S S U M

CDU-Fraktion
im Niedersächsischen Landtag

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1
30159 Hannover

Verantwortlich:
Thomas Dückers,  Pressesprecher
Sabine Busse,  Sekretariat Presse

Telefon (05  11) 30 30 - 41 18
Telefax (05  11) 30 30 - 48 54

thomas.dueckers@lt.niedersachsen.de

Te r m i n e

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Nach 15 Jahren aktiver Kommunal-
politik ist der Landtag jetzt eine
neue Herausforderung für  Anett e
Meyer zu Str ohen. Engagiert fasst
sie ihre neue Aufgabe an.

Name:
Anette Meyer zu Strohen

Geburtsdatum:
31.10.1955

Familienstand:
verheiratet, 2 Töchter

Beruf :
DiplomAgrar-Ingenieurin (FH)

Ausschüsse:
Kultusausschuss;
Petitionsausschuss

Wahlkreis:
77 Osnabrück-Ost

Erststimmenergebnis:
43,2 Prozent

Kontakt:
Rolandsmauer 11
49074 Osnabrück
Tel.: 0541/57069
Fax: 0541/957999
E-mail: info@mzstrohen.de
www.anette-meyer-zu-strohen.de

Warum ich mich landespolitisch
engagiere?
Ich bin offen für die Anliegen mei-
ner Mitbürger und Mitbürgerinnen.
Aus meiner kommunalpolitischen
Arbeit im Rat der Stadt Osnabrück
habe ich gelernt, dass Politik nicht
am „Bürger vorbei“ gemacht werden
darf. Und ich bin überzeugt, dass po-
litische Arbeit und Handeln in der
heutigen Zeit wichtig ist.

W
Mittwoch, 7. Januar 2009, 17.00 - 19.00 Uhr
medienpolitis ches Fachgespräch
Ort: Courtyard by Marriott Hotel, Hannover

Mittwoch,  14. Januar  2009, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

Donnerstag, 15. Januar 2009, ganztägig
Plenum
Ort: Niedersächsischer Landtag

Freitag, 16. Januar 2009, ganztägig
Plenum
Ort: Niedersächsischer Landtag

Welches politische Ziel möchte ich
innerhalb dieser Legislaturperiode
verwir klichen?
Frühkindliche Bildung, Ausbau unse-
re Schulen hin zu Ganztagsschulen,
Verbesserung der Unterrichts-
intensität, Stärkung unserer
Hochschulstandorte in Nieder-
sachsen, – das sind die Ziele, die mir
wichtig sind. Selbstverständlich be-
sitzt auch eine fundierte Berufsaus-
bildung unserer jungen Menschen
einen hohen Stellenwert. Das sind
meine Prioritäten, wenn wir in
Niedersachsen die künftigen Anfor-
derungen der Wirtschaft, des Um-
welt- und Naturschutzes und der
verstärkten Nutzung regenerativer
Energien erfüllen wollen.
Tipp für Urlaubsreisen:
Ich liebe Städtereisen, eine gute
Gelegenheit sich über die Kultur und
die Menschen in anderen Ländern zu
informieren. Wien, Rom, Prag oder
Venedig sind Städte, die ich gerne
besuche. Aber auch Osnabrück ist
eine schöne, lebendige Stadt die es
zu besuchen lohnt. Zum Beispiel
jetzt in der Winterzeit mit dem
Weihnachtsmarkt.

Die CDU-Landtagsfraktion gratulier t

• Ministerpräsident Christian Wulff
wurde  auf dem CDU-Bundes-
parteitag  in Stuttgart mit 78,9% der
Stimmen wieder zum stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden der CDU
Deutschlands gewählt.

• Neuer Vorsitzender des CDU-
Kreisverbandes Vechta, ist der
Landtagsabgeordnete Dr. Stephan
Siemer. Er erhielt 91,9% der
Delegiertenstimmen.

• Landtagabgeordneter Ansgar
Focke wurde mit 93,8% der Stim-
men zum neuen Vorsitzenden des
CDU-Kreisverbandes Oldenburg-
Land gewählt.


